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ALLGEMEINE HINWEISE UND NACHRICHTL. ÜBERNAHMEN 
§ 9 (6) BBauG 

Diese textlichen Festsetzungen gehören zu der 
Bebauungsplanzeichnung. 

Gesetzliche Grundlagen sind das Bundesbauge­
setz (BBauG) in der Fassung vom 18. 8. 76 und 
die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der 
Fassung vom 15. 9. 77. 

Die planerischen Festsetzungen dieses Bebauungs­
planes ersetzen nicht die allgemein gültigen bau­
rechtlichen Bestimmungen und Normen. 

Insbesondere sind zu beach.ten in der jeweils 
gültigen Fassung : 

1) Die Hess. Bauordnung (HBO) und die zuge-
hörige Durchführungsverordnung (DV □ l, 

2) das Ortsbaurecht der Stadt Hanau, 

3) die Einstellplatzsatzung der Stadt Hanau, 

4) das Hess. Nachbarrecht, 

5) das Hess. Denkmalschutzgesetz. 

Bei der Durchführung des Bebauungsplanes müssen 
evtl. Fernmeldeanlagen der Post verlegt werden. 
Der Beginn der betreffenden Bauarbeiten ist dem 
Fernmeldeamt Hanau rechtzeitig mitzuteilen. 

Änderungen und Erweiterungen an bestehenden 
Wasserversorgungs- und Kanalisationsanlagen 
bedürfen einer Genehmigung nach§ 44 Hess. 
Wassergesetz (HWG). Hierzu sind baureife Pla­
nungsunterlagen erforderlich. 

Nach§ 20 DSchG sind dem Landesamt für Denkmal­
pflege Hessen in Wiesbaden alle bei Erdarbeiten 
auftretenden Funde, wie.Mauern, Scherben, Skelette 
etc., zu melden. Die Funden und Fundstellen sind 
in unverändertem Zustand zu erhalten und in ge­
eigneter Wei~e bis zu einer Entscheidung zu 
schützen. 
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Zufahrten· zu den rückwärtigen Bau­
werken im Gewerbe- und Industriegebiet 
müssen verkehrssicher sein und den Er­
fordernissen des Brandschutzes entsprechen. 
Ihre Breite soll mind. 3,5o m betragen und 
für 16 to schwere Löschfahrzeuge befahrbar 
sein. 

Zur Sicherstellung des ungestörten Hör­
funk- und Fernsehempfanges ist bei Bau­
voranfragen und Bauanträgen, welche die 
Errichtung von Gebäuden beinhalten, die die 
umgebende Bebauung um 2 Geschosse (ca. 
6 Meter) und mehr überragen, oder aus 
denen sich ergibt, daß metallische Außen­
flächen verwendet werden sollen, zu prü-
fen : 

a) Für welchen Bereich ist mit Störungen 
zu rechne~ ? 

b) Mit welchen Maßnahmen und Bauauflagen 
ist die Sicherstellung bzw. Wieder­
herstellung der ungestörten Rundfunk­
versorgung zu gewährleisten? 

Durch Auflagen in den Baugenehmigungen ist 
die Erhaltung der im öffentlichen Interesse 
liegenden Rundfunk- und Fernsehversorgung 
sicherzustellen. 

1.o9 Die Anordnung der Müllbehälter wird durch 
die Satzung über die Müllabfuhr der Stadt 
Hanau vom 1. 1. 66 geregelt. 

1.10 Die Verlegung von Versorgungsleitungen 
sind innerhalb der Flächen des Straßenbe­
gleitgrüns zur Sicherstellung der Pflanz­
maßnahmen mit dem zuständigen städtischen 
Amt abzustimmen. 

1.11 Zur Sicherung der vorhandenen Versorgungs­
leitungen ist die Neupflanzung von Bäumen 
mit den betroffenen Versorgungsträgern 
abzustimmen. 
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FESTSETZUNGEN NACH BUNDESRECHT(§ 9 
und 9 a BBauG, BauNVO) 

Filr den Geltungsbereich werden alle früheren 
planungsrechtlichen Festsetzungen, die die­
sem Bebauungsplan widersprechen, aufgehoben. 

Die notwendigen Stellplätze und Garagen 
oberhalb der Geländeoberfläche sind nur 
innerhalb der durch die entsprechenden 
Festsetzungen gekennzeichneten Flächen 
oder innerhalb der ilberbaubaren Grundstilcks­
flächen zulässig. 

Als Ausnahme sind im Allgemeinen Wohngebiet 
und Mischgebiet die notwendigen Stellplätze 
und Garagen auch außerhalb der unter Ziff. 
2. □2 bezeichneten Flächen zulässig, wenn hier 
durch die Graße der unter Ziff.2.oB gefor­
derten Grünfläche erhalten bleib,. 

Ausnahmsweise kann die im Plan festgesetzte 
zulässige Geschaßfläche um die Fläche not­
wendiger Garagen, die unter der Gelände­
oberfläche hergestellt werden, erh5ht werden. 

Die Decken van Tiefgaragen sind s □ herzu­
stellen, daß die darilberliegenden dauerhaft 
anzulegenden Grünflächen auch mit Sträuchern 
und niedrigem Geh5lz bepflanzt werden k5nnen. 

Als Ausnahme sind im Gewerbe- und Industrie­
gebiet hBhere als im Plan festgesetzte Gebäude 
zulässig, wenn dies aus betriebstechnischen 
Gründen notwendig wird. 

Vorhandene gesunde Bäume und Sträucher sind, 
sofern sie nicht unzumutbare Nachteile oder 
Belästigungen filr die Benutzer der baulichen 
Anlagen □ der der Nachbarschaft bewirken, zu 
erhalten und zu pflegen. 

Von den nicht Oberbauten Grundstücksflächen 
sind im Allgemeinen Wohngebiet mind. 7 □ % 
und im Mischgebiet, Gewerbegebiet und Industrie­
gebiet mind. 20 bis 40% als Grünflächen an­
zulegen und zuunterhalten. Diese Grünflächen 
sollen eine 25 %ige Baum- und Strauchbepflan­
zung einschließen (1 Baum entspricht 25 qm, 
1 Strauch 1 qm) . 
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Vorgärten sind als zusammenhängende Grün­
flächen zu gestalten und zu unterhalten; 
in jedem Vorgarten ist ein den Grunstücks­
verhältnissen entsprechender Baum zu pflanzen. 

Die vorgesehenen Verkehrsgrünflächen sind mit 
Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen soweit 
keine Sichtbehinderungen entstehen. 

Die Höhe der Oberkante des Erdgeschoßfuß­
bodens über der Hinterkante des Gehsteiges 
darf 1,25 m nicht übersteigen. 

Im Mischgebiet (MI) mit Einschränkung wird 
von den Regelzulässigkeiten die Wohnnutzung 
bis zum 3. Geschoß einschließlich ausgenommen. 

FESTSETZUNGEN NACH LANDESRECHT§ 9 (4) BBauG, 
§ 118 HBO 

Gebäudegruppen im Allgemeinen Wohn- und Misch­
gebiet sind in ihrer äußeren Gestaltung und 
Dachform aufeinander abzustimmen. 

Im Allgemeinen Wohngebiet und Mischgebiet sind 
straßenseitige und seitliche Einfriedigungen 
bis zur Tiefe der vorderen Baugrenze bis zu 
einer Höhe von 1,25 m zulässig .. Im Gewerbe-
und Industriegebiet dürfen die Einfriedigungen 
die Gesamthöhe von 2 m nicht überschreiten. 

Sollen straßenseitige Einfriedigungen als ge­
schlossene Mauern über 1 m Höhe errichtet 
werden, sind sie so auszubilden oder zu ge­
stalten, daß von ihnen keine Schallreflexionen 
ausgehen. 

In den Gebieten für die geschlossene Bauweise 
festgestzt ist, sind Neubauten in Baulücken 
mit ihrer Gebäudehöhe der umliegenden Bebauung 
anzugleichen. 
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